Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache M/35 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 6145/65 


Bonn, den 19. November 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Finanzpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 


— den Vorschlag der Kommission der EWG für eine Richt- 
linie des Rats über die Unterrichtung der Kommission 
betreffend die statistischen Angaben über Kapital- 
bewegungen nach und aus dritten Ländern, 

— die Empfehlung der Kommission der EWG für eine Ent- 
scheidung des Rats über die Einführung von Konsulta- 
tionen innerhalb der Gemeinschaft betreffend die Politik 
der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Kapitalbewe- 
gungen aus dritten Ländern. 

Der Vorschlag und die Empfehlung sind mit Schreiben des Herrn 
Präsidenten der Kommission der EWG vom 4. November 1965 
dem Herrn Präsidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rats über die Unterrichtung 
der Kommission betreffend die statistischen Angaben über 
Kapitalbewegungen nach und aus dritten Ländern 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zur Erfüllung der ihr vom Vertrag übertragenen 
Aufgaben und insbesondere zur engen Mitarbeit an 
der in den Artikeln 6 und 145 des Vertrags vorge- 
sehenen Koordinierung der allgemeinen Wirtschafts- 
politik der Mitgliedstaaten, einschließlich der Fest- 
legung der mittelfristigen Wirtschaftspolitik und 
der Durchführung einer Regionalpolitik, muß die 
Kommission jährlich über statistische Angaben auf 
dem Gebiet der Kapitalbewegungen nach und aus 
dritten Ländern verfügen. 

Artikel 72 des Vertrags bestätigt das Interesse 
der Kommission an diesen Angaben; jedoch sind 
die derzeitigen statistischen Angaben einiger Mit- 
gliedstaaten lückenhaft und unvollständig; sie sind 
daher nicht aufschlußreich genug, um eine Gesamt- 
übersicht über die Lage der Gemeinschaft zu ver- 
mitteln. 

Um vergleichbare Ergebnisse auf Ebene der sechs 
Mitgliedstaaten zu erhalten, ist es erforderlich, 
daß alle Mitgliedstaaten jährlich diese statistischen 
Angaben in begriffsmäßig und methodisch koordi- 
nierter Form der Kommission zur Verfügung stel- 
len — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten treffen in Zusammenarbeit 
mit der Kommission alle zweckdienlichen Maß- 


nahmen, damit ihre zuständigen Stellen die statisti- 
schen Angaben über die Kapitalbewegungen nach 
und aus dritten Ländern nach in Artikel 2 vorgese- 
henen Gesichtspunkten und Aufgliederungen zusam- 
menstellen oder gegebenenfalls verbessern und er- 
gänzen. 

Artikel 2 

Diese statistischen Angaben werden nach folgen- 
dem einheitlichen Schema aufgestellt: 

— Aufgliederung nach Kategorie der Kapitalbewe- 
gungen, aufgeschlüsselt nach dritten Ländern 
(oder Ländergruppe) im Hinblick auf ihre Be- 
stimmung oder Herkunft; 

— Aufgliederung der Direktinvestitionen, Kredite 
und Darlehen nach Wirtschaftszweigen, aufge- 
schlüsselt nach ihrer Herkunft aus dritten Län- 
dern (oder Ländergruppe); 

— Aufgliederung der Direktinvestitionen aus drit- 
ten Ländern nach den Bestimmungsgebieten. 


Artikel 3 

Diese statistischen Angaben sind der Kommission 
jährlich spätestens fünf Monate nach Ablauf des er- 
faßten Jahres mitzuteilen. Zum ersten Mal beziehen 
sich diese Angaben auf das Jahr 1965, 


Artikel 4 

Die Kommission legt nach Beratung mit den Mit- 
gliedstaaten die Einzelheiten für die Ausarbeitung 
der in Artikel 2 genannten statistischen Angaben, 
insbesondere des einheitlichen Schemas und der für 
die Erfassung der Angaben erforderlichen Vor- 
drucke fest. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 
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Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Empfehlung der Kommission für eine Entscheidung des Rats 
über die Einführung von Konsultationen innerhalb der Gemein- 
schaft betreffend die Politik der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet 
der Kapitalbewegungen aus dritten Ländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 105 und 145, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Seit Inkrafttreten des Vertrags besteht für die 
Unternehmen dritter Länder ein stets zunehmender 
Anreiz, Tochtergesellschaften und Zweigniederlas- 
sungen in den Ländern der Gemeinschaft zu grün- 
den oder die Kontrolle bzw. die Beteiligung an dort 
bestehenden Unternehmen zu erwerben. 

Diese Tendenz kann sich langfristig auf die Wirt- 
schaftsstruktur und die Entwicklung der Gemein- 
schaft auswirken. 

Gleichzeitig beeinflussen die mit diesen Investi- 
tionen zusammenhängenden Kapitalbewegungen 
das derzeitige und zukünftige Gleichgewicht der 
Zahlungsbilanz. 


Die enge Koordinierung der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten muß sich daher ganz allgemein 
wie auch hinsichtlich der Verwirklichung der in 
Artikel 104 des Vertrags genannten Ziele unter 
anderem auf die Kapitalbewegungen aus dritten 
Ländern erstrecken; ein geeignetes Verfahren für 
diese Koordinierung ist die Einführung von Konsul- 
tationen über die Politik, welche die Mitgliedstaaten 
auf diesem Gebiet mit Hilfe der verfügbaren Instru- 
mente der Devisenwirtschaft, Besteuerung, Nieder- 
lassungsregelung, Kreditgewährung und gegebenen- 
falls in anderen Sektoren verfolgen — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Der Rat überprüft anhand eines von der Kommis- 
sion nach Anhören der Mitgliedstaaten vorgelegten 
Berichts mindestens einmal jährlich die Politik, die 
die Mitgliedstaaten hinsichtlich der Kapitalbewe- 
gungen aus dritten Ländern auf dem Gebiet der 
Devisenwirtschaft, Besteuerung, Niederlassungsre- 
gelung, Kreditgewährung und gegebenenfalls in an- 
deren Sektoren verfolgen. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


A. Vorschlag für eine Richtlinie des Rats über die 
Unterrichtung der Kommission betreffend die 
statistischen Angaben über Kapitalbewegungen 
nach und aus dritten Ländern 

1. Nach Artikel 72 des Vertrags ,, halten die Mit- 
gliedstaaten die Kommission über die zu ihrer 
Kenntnis gelangenden Kapitalbewegungen nach und 
aus dritten Ländern auf dem laufenden". 

2. In Anwendung dieser Bestimmungen hatten die 
Dienste der Kommission gemeinsam mit den Sach- 
verständigen der sechs Regierungen ein Schema für 
die Übermittlung der statistischen Angaben ausge- 
arbeitet, das von den Mitgliedstaaten gebilligt wor- 
den war. Dieses Schema enthielt eine Aufgliederung 
der verschiedenen Arten von Kapitalbewegungen 
nach einem geographischen Schlüssel. Außerdem 
sah es eine Aufgliederung der langfristigen privaten 
Kapitalbewegungen nach Wirtschaftszweigen vor. 

Die anhand dieses Schemas übermittelten Angaben 
hätten es den Diensten der Kommission ermöglichen 
sollen, über einheitliche statistische Unterlagen für 
die einzelnen Mitgliedstaaten zu verfügen. 

3. Die Bestimmungen des Artikels 72 verpflichten 
die Mitgliedstaaten jedoch lediglich zur Mitteilung 
der „zu ihrer Kenntnis gelangenden" Kapitalbewe- 
gungen. Während einige Staaten in dem Bestreben, 
die von der Kommission gestellten Fragen genau 
zu beantworten, bemüht waren, ihre statistischen 
Erhebungsmethoden so umzustellen, daß sie sich 
möglichst eng an das von der Kommission aufge- 
stellte Schema anlehnten, beschränkten sich andere 
Mitgliedstaaten wegen der mit der Aufstellung die- 
ser Statistiken verbundenen Schwierigkeiten auf die 
Übermittlung recht unvollständiger Angaben, die 
oft vom vorgeschlagenen Schema abwichen. 

4. Die Auswertung der bisher im Rahmen des Arti- 
kels 72 übermittelten Angaben bleibt daher schwie- 
rig, da diese oft heterogenen und unvollständigen 
Auskünfte keine Gesamtübersicht vermitteln kön- 
nen. 

5. Doch zeigt die bisherige Entwicklung, was nicht 
außer acht gelassen werden darf, daß die Schaffung 
des Gemeinsamen Marktes die Unternehmen dritter 
Länder deutlich dazu anregt, Tochtergesellschaften 
und Zweigniederlassungen in den Ländern der Ge- 
meinschaft zu gründen oder sich an dort bestehen- 
den Unternehmen zu beteiligen. Sollte sich diese 
Tendenz, wie zu erwarten ist, noch verstärken, so 
wird sie sicherlich die Wirtschaftsstruktur und die 
Entwicklung der Gemeinschaft beeinflussen. Deshalb 
legt die Gemeinschaft größten Wert darauf, daß die 
in Artikel 72 des Vertrags vorgesehenen statisti- 
schen Angaben so vollständig und umfassend wie 


möglich sind. Es wäre daher erforderlich, daß die 
Mitgliedstaaten, und zwar insbesondere diejenigen, 
deren Statistiken noch sehr unzureichend sind, die 
Angaben verbessern oder die erforderlichen Maß- 
nahmen ergreifen, um umfassendere Unterlagen auf 
diesem Gebiet zusammenzustellen. 

6. Da die Erfahrung gezeigt hat, daß das ursprüng- 
lich vorgesehene Schema einige Lücken aufweist, 
wäre es außerdem angebracht, bestimmte Verbesse- 
rungen vorzunehmen, wie z. B. eine ausführlichere 
Aufgliederung nach Wirtschaftszweigen und eine 
neue Aufschlüsselung der Kapitalbewegungen aus 
dritten Ländern nach ihrer regionalen Bestimmung. 

Um die Einheitlichkeit aller im Rahmen des Arti- 
kels 72 des Vertrags zu liefernden statistischen An- 
gaben sicherzustellen, müssen die Mitgliedstaaten 
andererseits die bei der Aufstellung ihrer statisti- 
schen Angaben verwendeten Methoden und Defini- 
tionen gemeinsam festlegen. 


B. Empfehlung der Kommission für eine Entschei- 
dung des Rats über die Einführung von Konsul- 
tationen innerhalb der Gemeinschaft betreffend 
die Politik der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet 
der Kapitalbewegungen aus dritten Ländern 

1. Die im Vertrag vorgesehenen Liberalisierungs- 
maßnahmen regeln nur den Kapitalverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten, während gemäß Artikel 70 des 
Vertrags für den Kapitalverkehr mit dritten Ländern 
lediglich eine schrittweise Koordinierung der De- 
visenpolitik vorgesehen ist. 

2. Bisher wurde jedoch noch kein diesbezüglicher 
Vorschlag ausgearbeitet, da die Mitgliedstaaten ent- 
sprechend dem Wunsch, den die Kommission bei der 
Vorlage der ersten Richtlinie für die Liberalisierung 
der Kapitalbewegungen vor dem Rat geäußert hatte, 
die innerhalb der EWG getroffenen Liberalisierungs- 
maßnahmen auf die dritten Länder ausdehnten. 

3. Wie bereits oben ausgeführt, ist damit zu rech- 
nen, daß die Unternehmen dritter Länder mehr und 
mehr Tochtergesellschaften oder Zweigniederlassun- 
gen in den Ländern der EWG gründen oder die Kon- 
trolle über bzw. Beteiligung an den dort bereits be- 
stehenden Unternehmen erwerben werden. Diese 
Investitionen dritter Länder könnten daher nicht nur 
die Wirtschaftsstruktur der Gemeinschaft beeinflus- 
sen, sondern sich auch auf die ausgeglichene Wirt- 
schaftsentwicklung der Gemeinschaft auswirken. Sie 
stellen zwar für die Mitgliedstaaten eine beachtliche 
Kapitalquelle dar, doch ist dafür zu sorgen, daß sie 
nicht nur bestimmten Industriezweigen zufließen, 
was später wirtschaftliche und soziale Probleme ver- 
ursachen könnte. 
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4. Im Hinblick darauf erscheint es zweckmäßig, die 
von den Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet mit 
Hilfe der Devisenwirtschaft, Besteuerung, Nieder- 
lassungsregelung, Kreditgewährung und gegebenen- 
falls in anderen Sektoren verfolgte Politik minde- 
stens einmal jährlich zum Gegenstand von Konsul- 
tationen innerhalb der Gemeinschaft zu machen, um 
die Auswirkungen dieser Investitionen in der Ge- 
meinschaft zu untersuchen und, falls notwendig, eine 
gemeinsame Grundlinie festzulegen. 

5. Die Kommission empfiehlt, daß diese Konsulta- 
tionen auf Grund eines von der Kommission nach 
Anhören der Mitgliedstaaten vorgelegten Berichts 
im Rat stattfinden. 


C. Trotz des engen Zusammenhangs der genannten 
Bestimmungen sah sich die Kommission zu ihrer 
Verwirklichung aus rechtlichen Gründen veranlaßt, 
zwei getrennte Entscheidungen auszuarbeiten. Die 
erste Entscheidung stützt sich auf Artikel 213 des 
Vertrags und betrifft die Verbesserung der Einrich- 
tungen zur Erfassung der erforderlichen statistischen 
Angaben durch die Mitgliedstaaten; die andere Ent- 
scheidung stützt sich auf Artikel 105 und 145 des 
Vertrags und sieht das Verfahren für Konsulta- 
tionen über die Politik der Mitgliedstaaten auf dem 
Gebiet der Kapitalbewegungen aus dritten Ländern 
vor. 
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